19. JULI 1926 - Königlicher Erlass zur Festlegung der Maßnahmen zur Unterdrückung der Meldungen oder Nachrichten, durch die die Kreditwürdigkeit des Staates untergraben werden kann

Inoffizielle Koordinierung
Im Belgischen Staatsblatt vom 2. Dezember 2011 ist die deutsche Übersetzung dieses Erlasses als inoffizielle Koordinierung veröffentlicht worden, und zwar unter Berücksichtigung der Abänderungen durch:
- den Königlichen Erlass Nr. 36 vom 3. Dezember 1934 zur Ergänzung des Königlichen Erlasses vom 19. Juli 1926 zur Festlegung der Maßnahmen zur Unterdrückung der Meldungen oder Nachrichten, durch die die Kreditwürdigkeit des Staates untergraben werden kann,

- das Gesetz vom 26. Juni 2000 über die Einführung des Euro in die Rechtsvorschriften in Bezug auf die in Artikel 78 der Verfassung erwähnten Angelegenheiten FORMTEXT 
.

Diese inoffizielle Koordinierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.
MINISTERIUM DES INNERN UND MINISTERIUM DER JUSTIZ

19. JULI 1926 - Königlicher Erlass zur Festlegung der Maßnahmen zur Unterdrückung der Meldungen oder Nachrichten, durch die die Kreditwürdigkeit des Staates untergraben werden kann

Artikel 1 - Wer wissentlich und willentlich irgendeine Meldung oder Nachricht verbreitet, durch die die Kreditwürdigkeit des Staates untergraben werden kann, wird mit einer Gefängnisstrafe von drei Monaten bis zu zwei Jahren und mit einer Geldbuße von 500 bis zu 10.000 [EUR] oder mit nur einer dieser Strafen bestraft.

[Mit denselben Strafen wird bestraft, wer irgendeine fehlerhafte Nachricht oder Meldung verbreitet, die sich auf das Währungsstatut bezieht oder durch die das Vertrauen in den Franken untergraben werden könnte.]

Die Mindeststrafen werden verdoppelt, wenn der Schuldige mit Gewinnerzielungsabsicht gehandelt hat oder um anderen einen Vorteil zu verschaffen.

[Art. 1 Abs. 1 abgeändert durch Art. 2 des G. vom 26. Juni 2000 (B.S. vom 29. Juli 2000) - in Kraft ab dem 1. Januar 2002 -; neuer Absatz 2 eingefügt durch Art. 1 des K.E. vom 3. Dezember 1934 (B.S. vom 3.-4. Dezember 1934)]

Art. 2 - Alle Bestimmungen von Buch I des Strafgesetzbuches finden Anwendung auf die in vorliegendem Erlass erwähnten Straftaten.

Art. 3 - Die Korrektionalgerichte erkennen über diese Straftaten unter Vorbehalt der Anwendung von Titel I des Gesetzes vom 15. Juni 1899.

Art. 4 - Vorliegender Erlass tritt am Tag seiner Veröffentlichung in Kraft.

